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1864 noch nicht einmal bis auf den Standpunkt der badiſchen Ge— 


1 . g . „ i 
einn meindeordnung gebracht Die darnach eingeführte volle Autonomie, 


Zu den Beſtrebungen auf Reform der Gemeindeordnung. Gorſſeznng 
| 


und Schluß) 
Mittheilungen aus der Praxis: 


iſt, kann nicht 


unter deren theoretiſcher Herrſchaft die Polizeiverwaltung nach dem 
übereinſtimmenden Bekenntniſſe aller Reformer brach gelegt worden 
als ein Entwicklungsſtadium angeſehen werden. 


Zur Privatklage wegen der einem Vereine zugefügten Ehrenkränkung iſt der Beſchluß Aber wenn mit der Ausmerzung dieſes Stückes Geſetzgebungsgeſchichte 
der Majorität der einzelnen Mitglieder desſelben nicht erforderlich, ſondern es der äußere Faden der Anknüpfung verloren gegangen iſt, tritt Ange⸗ 


iſt anch jedes Vereinsmitglied dazu berechtiget. 
Zur Frage, ob der Beſitz des behaupteten Rechtes, Obſtbaumpflanzungen an einer 


ſichts der damit vergrößerten Gefahren vor falſchen Vorwärts- wie 


öffentlichen Gemeindeſtraße zu unterhalten, im politiſchen Wege geſchützt wer⸗ etwa extremen Rückwärtsbewegungen ernſtlicher als jemals an den 
den kann. Geſetzgeber die Mahnung heran, ſein Ohr an das Herz des Lebens 
Heimatſcheine müſſen vom Gemeindevorſteher und einem Gemeinderathe unterfertigt | des Volkes zu legen. Dort, an den Erſcheinungen, die das Leben 
werden. producirt (die „Meinungen“ ſind ein viel künſtlicheres Product), wird 
Perſonalien. man die wahren Bebürfniffe immer ſtudiren können. Denn fo un- 
Erledigungen. paſſend und ſo unglücklich auch Geſetze ſein mögen, die natürlichen 
und culturgemäßen Regungen des Volkes können ſie doch nicht unter⸗ 

Zu 


© 2 drücken. Und jo iſt es au eſchehen, daß ungeachtet und trotz der 
den Beſtrebungen auf Reform der Gemeinde- geſetzlichen Herrſchaft einer villen gemendiſchen Pelizeiautenemie die 
ordnung. . der 9 Dispoſition unſerer Gemeinden zur polizeilichen 

Bes 85 Selbſtverwaltung ſich ziemlich deutlich markirt hat In dieſer Bezie⸗ 

(Fortſetzung und Schluß.) bung mag vor Allem die Thatſache als entſcheidend betrachtet werden 

Wir haben es bei der badiſchen Gemeindeordnung nicht mit — und ſie wird uns von Praktikern aus den verſchiedenſten Theilen 

einer neuen und „principiellen“ Schöpfung, ſondern mit einer Ins | der Monarchie beſtätiget — daß es im Ganzen und Großen (und 
ſtitution zu thun, die ſich allmälig nach Maßgabe des Bedürfniffes in den eigentlichen Dorfgemeinden insbeſondere) heute nur dort 
herangebildet und auch bewährt hat. In den letzten in der „Zeitſchrift eine gemeindliche Polizeiverwaltung gibt, wo die Ge— 
für badiſche Verwaltung und Verwaltungs⸗Rechtspflege“ veröffentlichten meinde von der politiſchen Behörde in dieſer Beziehung 


Verwaltungsberichten der badiſchen Landescommiſſäre (d. ſ. inſpicirende 
höhere Miniſterialbeamte) ſprechen ſich dieſe ſehr befriedigt über die 
Reſultate der Gemeindeverwaltung aus. Wie ſehr man übrigens in 
Baden eine „freiheitliche“ Verwaltung, nämlich eine Verwaltung nach 
den Geſetzen zu achten weiß, bezeugt die dort ſchon ſeit länger als 
zehn Jahren eingeführte Inſtitution der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
Wir ziehen alſo Einrichtungen eines Staates zu Vergleich, deſſen 
Verwaltung nach den ſortſchrittlichſten Anſchauungen geftaltet iſt. Wenn 
nun in Baden die Anſprüche bezüglich der Verhältnißſtellung der 
Selbſtverwaltung zur Staatsverwaltung in Sachen der Verwaltung 
der Polizei, alſo die diesfälligen Autonomie⸗Anſprüche nicht weiter 
gehen als auf eine Einfügung in den polizeilichen Organismus des 
Staates, auf directe Unterordnung der Gemeinde unter die Staats⸗ 
behörde und wenn ſich dieſes Verhältniß zum Nutzen der als vor⸗ 
trefflich bekannten Verwaltung Badens bewährt hat, fo wird ſchon, 
wenn man die Anſprüche auf Autonomie nur nach dem Maßſtabe der 
allgemeinen Volkscultur mißt, bei einer Gegenüberſtellung der Cultur⸗ 
verhältniſſe Badens und Oeſterreichs geſagt werden können, daß für 
die öſterreichiſchen Gemeinden eine größere Autonomie als die, welche 
die badiſchen Gemeinden beſitzen, kaum beanſprucht werden kann. 

Aber wir glauben, daß auch die concrete Dispoſition in Oeſter⸗ 
reich auf kein anderes Maß der Verhältnißſtellung zwiſchen Staat 
und Gemeinde hinweist. Die hiſtoriſche Entwicklung — und fie ift 
entſcheidend für Hang und Gewohnheit — hat uns bis zum Jahre 


geleitet, unmittelbar geführt und inſtruirt wird, und daß 
dort, wo dies nicht der Fall iſt, zumeiſt keine Spur von Polizei⸗ 
verwaltung zu ſehen iſt. Eine ſolche Intervention der politiſchen Be⸗ 
hörde in Sachen der autonomen Polizeiverwaltung verſtoßt gegen das 
Princip unſerer heutigen Autonomie, verſtoßt directe gegen das Geſetz 
und doch wurde ſie und wird ſie von den Gemeinden und Parteien 
als eine Wohlthat begehrt und empfunden. Ja gerade dieſe verbotene 
Intervention hat ſich als wirkſame Triebkraft zur polizeilichen Selbit- 
verwaltung der Gemeinden bewährt. Die Gemeinden, welchen volle 
Autonomie in der Verwaltung der Localpolizei und Unabhängigkeit 
darin von jedem Reglementiren der Staatsbehörden durch das Geſetz 
gegeben und garantirt iſt, üben dieſe Selbſtverwaltung nur dann und 
nur inſoweit, als ſie von der Staatsbehörde reglementirt werden. 
Gibt es ein deutlicheres Zeichen für die Dispoſition der Gemeinden 
in Bezug auf die Selbſtverwaltung der Polizei? Doch nicht minder 
lehrreich für die factiſche Dispoſition ſind die Erſcheinungen, wie ſie 
ſich fortwährend in Bezug auf die Conſtruction von künſtlichen Selbſt⸗ 
verwaltungskörpern und eben jetzt in Bezug auf die Conſtruction der 
ſogenannten Verwaltungsgemeinde kundgeben. Die autonomiebefangenen 
Reformer ſelber ringen ja nach einer Behörde für die Polizeiver⸗ 
waltung. Sie proponiren aber eine Behörde, die nicht Staatsbehöͤrde 
und nicht die Gemeinde iſt, eine Behörde, an der nicht juriſtiſch ge⸗ 
bildete Fachmänner, ſondern Schreiber judiciren ſollen, Leute von pro⸗ 
blematiſcher Pofition zudem, alſo ſelbſt ohne Ausrüſtung mit jenen 


Garantien, die beim Staatsbeamten ſchon das Staatsdienerſchafts⸗ 
verhältniß bietet. Sie wollen der Gemeinde die Polizeiverwaltung 
ganz und gar abnehmen und ſomit eine polizeiliche Selbſtverwaltung 
der wirklichen Gemeinde nicht mehr zulaſſen. Wenn ſich die Gemeinden 
gegen ſolches Experiment und überhaupt gegen die Bildung aller 
„künſtlichen“ autonomen Verwaltungskörper zum Erſtaunen der eifrigen 
Reformer ernſtlich ſträuben, ſo iſt das ebenſo ein Zeichen dafür, daß 
ſich die Gemeinde nicht jeder Selbſtverwaltung in Angelegenheiten 
der öffentlichen Verwaltung berauben laſſen will, wie dafür, daß die 
Behörde, welche die Reformer der Gemeinde vorſetzen möchten, nicht 
als jene Autorität angeſehen werden will, an die man ſich anlehnt 
und der man gehorcht. Dieſelben Gemeinden beſchweren ſich nicht 
über die kühnen Bezirkshauptmänner, welche im Intereſſe der ſocialen 
Ordnung trotz des entgegenſtehenden Geſetzes durch ihr localpolizeiliches 
Reglement eine Polizeiverwaltung in den Gemeinden herſtellen. 

Man faſſe alſo die thatſächlichen Erſcheinungen ins Auge. Ganz 
directe weiſen die Bedürfniſſe darauf hin, daß die 
Localpolizei von der Gemeinde in Unterordnung 
unter die Staatsbehörde und unter directer Lei⸗ 
tung derſelben ausgeübt werde. Die Richtigſtellung und 
beziehungsweiſe die Zurückführung der unbedacht verſchobenen Ver⸗ 
hältniſſe auf dieſe Baſis iſt nicht nur nothwendig, um die vorhan— 
denen Kräfte in Action zu bringen, eine Verwaltung überhaupt 
wieder herzuſtellen, ſie iſt auch zugleich die Vorausſetzung, die Grund⸗ 
ſteinlegung für eine Reform nach Richtung der Herſtellung einer den 
ſocialen Bedürfniſſen wahrhaft entſprechenden Selbſtverwaltung. Wir 
haben vorne geſagt, daß im Wettſtreite ob Staatsverwaltung ob 
Selbſtverwaltung derjenige Theil die Palme davontragen ſoll, der ſich 
in Gemäßheit der ſittlichen und wirthſchaftlichen Anforderungen an 
die Ausführung als der Geeignetere zur Vollziehung der concreten 
Verwaltungsaufgabe erweist und haben dabei die Anwendung des 
von einem weitblickenden Staatsmanne ausgeſprochenen Grundſatzes 
vor Augen gehabt, „daß die Selbſtverwaltung dann und inſoferne 
die Staatsverwaltung zu verdrängen berechtigt ſei, als ſie dieſe nicht 
nur ſupplirt, ſondern durch ihre Leiſtungen übertrifft“. Es iſt nun 
ſicher — und die Erfahrung hat es eben gelehrt — daß gewiſſe 
Gebiete und Theile von Gebieten auch der polizeilichen Verwal— 
tung in dieſem Sinne berechtigter Weiſe für die Selbſtverwaltung 
erobert werden können, inſoferne es ſich herausſtellt, daß die durch 
die Selbſtverwaltung für die Bewältigung der beſtimmten Aufgabe 
in Bewegung zu bringenden Kräfte mehr und Beſſeres zu leiſten im 
Stande ſind, als es die Staatsverwaltung vermag. Dieſe allgemeine 
Erfahrung iſt für die heutige Geſetzgebung Beweggrund genug, der 
Entwicklung zur Selbſtverwaltung Raum zu geben, weil dieſe ja 
durch ihre Geltendwerdung unter obiger Vorausſetzung einen wirk⸗ 
lichen und wahren Fortſchritt, nämlich eine Verbeſſerung der Verwal⸗ 
tungszuſtände bewirkt. Da die Momente für die Geltendwerdung der 
Selbſtverwaltung ſich zwar theoretiſch beſtimmen aber nur praktiſch 
meſſen laſſen, ſo muß der Geſetzgeber daher ſolche Einrichtungen 
treffen, welche eine naturgemäße Erprobung der Kräfte der Gemeinde 
zulaſſen, d. h er muß feine Einrichtungen in Betreff des Verhält- 
niſſes der Vollziehungsbefugniſſe zu den Verwaltungsaufgaben, zwi⸗ 
ſchen Staat und Gemeinde den jeweiligen natürlichen Kräften, der 
natürlichen Dispoſition anpaſſen. Die gegenwärtig geltende Geſetz— 
gebung hat nicht nur in Bezug auf die Wirkſamkeit der Verwaltung 
überhaupt, indem ſie dieſelbe ja zum Stillſtande gebracht, unheil⸗ 
vollen Einfluß geübt, ſondern auch nach Richtung der Anbahnung 
einer Selbſtverwaltung. Indem fie der früher in ziemlich beſchränktem 
Geſichtskreiſe lebenden Gemeinde plötzlich eine Reihe ſchwieriger Auf- 
gaben der öffentlichen Verwaltung, die ganze Localpolizei zur felbft- 
eigenen vom Staate unabhängigen Verwaltung überwies, hat ſie 
nicht nur dieſes Verwaltungsgebiet, für deſſen Bewältigung die Kräfte 
ja gar nicht erwogen wurden, preisgegeben, ſondern auch die Gemeinde 
geradezu erdrückt, ihr die Luft zum Athmen und zur Entwicklung 
auch für jene Richtungen hin entzogen, nach welchen eine ſolche mög⸗ 
lich und zun Heile der Verwaltung geweſen wäre. Und es läßt ſich 
nach der Unluſt und der Verſtimmung der Gemeinden heute ſchon 
vorausſehen, daß eine künftige, praktiſchen Fortſchritten zuzielende Ge: 
ſetzgebung in dem durch die heutige Geſetzgebung bewirkten Eindrucke 
dereinſt vielleicht eine beklagenswerthe Voreingenommenheit der Ge 
meinden gegen Selbſtverwaltung zu bekämpfen haben werde. Iſt alſo 
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die Einrichtung vorerſt fo, daß Staat und Gemeinde nach ihren natür- 
lichen Kräften in der Verwaltung thätig werden können, dann 
wird ſich aus dem Wettſtreite beider dem Einen Ziele, der beſten Lö— 
ſung der Aufgabe, zuſtrebenden Factoren an der Hand der praktiſchen 
Erfolge weiter und genauer durch die einzelnen Verwaltungsaufgaben 
hindurch die Grenze zwiſchen Staatsverwaltung und Selbſtverwaltung 
ziehen und nach der fortſchreitenden Entwicklung moduliren laſſen. 
Dieſe Grenzziehung iſt dann, wie auch Kaiſerfeld oben angedeutet, 
kein Gegenſtand mehr der Gemeindeorganiſation, ſondern der Geſetz⸗ 
gebung in den einzelnen Zweigen des materiellen Verwaltungsrechtes. 
Wenn man ſich auf den gedachten Standpunkt des Verhält⸗ 
niſſes der Gemeinde zur Staatsverwaltung ſtellt, ſo wird man aller⸗ 
dings ſagen können, daß es nicht nothwendig ſei, ſo weit zu gehen, 
wie Herman will und die Localpolizei aus dem Wirkungskreiſe der 
Gemeinde gänzlich herauszuſtreichen, man wird ſich aber auch ander. 
ſeits mit den Propoſitionen Kaiſerfelds und beziehungsweiſe der 
Landesausſchuß-Vorlage nicht begnügen können. 

Die Darlegungen Hermans Aber die Bedeutung des übertragenen 
Wirkungskreiſes der Gemeinde zeigen übrigens, daß Herman mit der 
Ausſcheidung der Localpolizei aus dem Wirkungskreiſe der Gemeinde 
nicht das im Sinne habe, was ſein Antrag im Zuſammenhange mit 
der heutigen Normirung des „übertragenen“ Wirkungskreiſes anzu⸗ 
ſtreben ſcheint. Herman denkt ſich nämlich nach ſeiner Darlegung — 
was im Allgemeinen auch richtig iſt — den übertragenen Wirkungskreis 
als die Verpflichtung der Gemeinde zur Mitwirkung zu Zwecken der 
öffentlichen Verwaltung überhaupt, zur Mitwirkung nach Bedürfniß 
und Anordnung der Staatsbehörden in allen Zweigen der Verwaltung. 
Er hat da insbeſondere auch die Mitwirkung bei der Localpolizei im 
Auge, nur will er, daß der Gemeinde eine ſelbſteigene Judicatur 
darin nicht zukomme. Darnach trifft er in Weſenheit der Sache mit 
unſerer Auffaſſung ſo ziemlich zuſammen. Herman hat nur nicht in 
Betracht gezogen, daß der übertragene Wirkungskreis durch die neue 
Geſetzgebung gleichfalls eine ganz andere Geſtalt erhalten hat. Denn 
der bezogene § 25 der ſteierm. Gemeindeordnung (Art. VI des Ge⸗ 
ſetzes vom 5. März 1862) ordnet an: „Den übertragenen Wirkungs⸗ 
kreis der Gemeinde, d. i. die Verpflichtung derſelben zur Mitwirkung 
für die Zwecke der öffentlichen Verwaltung, beſtimmen die allge⸗ 
meinen Geſetze und innerhalb derſelben die Landesgeſetze.“ Darnach 
können alſo die Gemeinden zur Mitwirkung für die Zwecke der öffent: 
lichen Verwaltung nur dann und nur inſoweit in Anſpruch genommen 
werden, als dies in den Geſetzen über die verſchiedenen Materien 
der Verwaltung ſchon ausdrücklich normirt erſcheint. Darnach iſt es 
nun für die Staatsbehörde nicht möglich, die Gemeinde als Organ 
für jene Hilfsgeſchäfte zu verwenden, die ſich aus dem Bedürfniſſe 
der laufenden Verwaltung in hundertfältiger Weiſe ergeben, ſich nicht 
voraus normiren laſſen, gar nicht vorausgeſehen werden können und 
zu deren Vollführung das mit den engeren örtlichen Verhältniſſen 
vertraute Gemeindeorgan oft eben nur geeignet tjt*). Dieſer Umſtand 
iſt aber von enormer Bedeutung. 

Die Vorlage des ſteiermärk. Landesausſchuſſes entſpricht dem, 
was wir als Bedürfniß bezeichnet haben, nur halb. Sie bricht zwar 
mit dem durch die geltende Gemeindeordnung aufgeſtellten Principe 
der Autonomie in Sachen der Polizeiverwaltung, indem fie die Staats⸗ 
behörde als ordentliche Entſcheidungsinſtanz in dieſer Angelegenheit 
zuläßt. Aber ſie normirt eben die Staatsbehörde nur als Entſcheidungs⸗ 
inſtanz alſo gleichſam nur als Verwaltungs-⸗Jurisdictionsinſtanz. Sie 
fügt nicht die Gemeinde als unterſte Polizeibehörde in den Organismus 
der staatlichen Polizei ſelber ein. Nur Letzteres aber tft maßgebend 
und entſcheidend für die Verwaltung der untern Polizei und unter 
unſeren Verhältniſſen und nach derſelben Lage der Dinge, wie fie 


) Man vergleiche die Mittheilung in Nr. 52 auf Seite 210 des Jahrg. 1872 
dieſer Zeitſchrift. Dort wurde ausgeſprochen, „daß der Gemeindevorſteher auf Grund 
der für den übertragenen Wirkungskreis beftehenden Verpflichtungen nicht verhalten 
werden könne, in einem politiſchen Strafproceſſe Zeugen einzuvernehmen.“ Das 
Miniſterium des Innern hat die fragliche Entſcheidung (v. 15. November 1872, 3. 
15.166) in folgender Weiſe begründet: „Gemäß $ 29 der böhm. Gemeindeordnung 
wird der übertragene Wirkungkreis der Gemeinde, d. t. die Verpflichtung derſelben zur 
Mitwirkung für die Zwecke der öffentlichen Verwaltung durch die allgemeinen Geſetze 
und inuerhalb derſelben durch die Landesgeſetze beſtimmt. Es beſteht nun keine 
geſetzliche Beſtimmung, welche der Gemeinde die Verpflichtung auferlegen 
würde, den Beſchuldigten oder Zeugen in einer zur Entſcheidung der politiſchen Behör⸗ 
den gehörigen Strafſache über Aufforderung dieſer Behörden einzuvernehmen“. 


Kaiſerfeld bei der Vertheidizung der Vorlage geſchildert, das eigent⸗ 
liche Bedürfniß. 

Unſer Vorſchlag für eine Abänderung der Gemeindeordnung 
wäre der: 1. zu beſtimmen, daß die Localpolizei von der Gemeinde 
im übertragenen Wirkungskreiſe auszuüben iſt, 2. den übertragenen 
Wirkungskreis ſelber nach der Begriffsbeſtimmung zu normiren, welche 
das prov. Gemeindegeſez vom Jahre 1849 über denſelben aufge- 
ſtellt hat *). 

Doch mit der Abänderung der Gemeindeordnung allein wäre 
die heute vorliegende Reformaufgabe noch nicht gelöſt. Als nothwen⸗ 
dige und unausweichliche Ergänzung müßte eine Reorganiſation der 
politiſchen Behörden, beziehungsweiſe eine entſprechende Decentraliſation 
derſelben hinzutreten. 

Carl Jaeger. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Privatklage wegen der einem Vereine zugefügten Ehrenkrän⸗ 

kung iſt der Beſchluß der Majorität der einzelnen Mitglieder des⸗ 

ſelben nicht erforderlich, ſondern es iſt auch jedes Vereinsmitglied 
dazu berechtiget. 


Zu B., einer größeren Ortſchaft in Mähren, beſteht ſeit Auguſt 
1872 eine geſchloſſene Geſellſchaft, deren Zweck in der Ausbildung 
der Mitglieder durch Lectüre von Zeitſchriften und wiſſenſchaftlichen 
Werken beſteht. Am 5. Juli 1873 bezeichnete ein Gemeindeinſaſſe in 
einem dortigen Gaſthauſe in Anweſenheit mehrerer Perſonen während 
eines Geſpräches den erwähnten, unter dem Namen „Club“ dort all⸗ 
gemein bekannten Verein, welchem ſeitens der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft die Abhaltung eines für den 5. Juli 1873 anberaumten Garten⸗ 
feſtes mit Muſik verboten worden war, als eine „Rotzbubengeſellſchaft“, 
mit welcher der Bezirkshauptmann nicht viel hermachen werde; dann 
fügte er noch hinzu: „Alle Mitglieder der Geſellſchaft ſind Rotzbuben 
und ſchlechte Kerle“. 

Durch dieſe Aeußerungen fühlten ſich zwei Vereinsmitglieder, 
nämlich der Poſtmeiſter und ein Handelsmann gekränkt und über⸗ 
reichten wider den Beleidiger die Klage nach § 491 St. G., in 
welcher fie zum Erweiſe ihrer Behauptung mehrere Perſonen anführten, 
die die ehrenrührige Schmähung im Gaſthauſe vernommen hatten. 

Angeſichts ihres Zeugniſſes ſuchte der Angeklagte ſich mit der 
Behauptung zu vertheidigen, daß er nicht jene Geſellſchaft ſondern 
Leute gemeint hätte, welche an jenem Tage eine Katzenmuſik veran⸗ 
ſtalten wollten. 

Allein das k. k. Bezirksgericht in Liebau erkannte mit Urtheil 
vom 29. Juli 1873, 3. 695, in dem eben entwickelten Sachverhalte 
den Thatbeſtand einer dem Vereine zugefügten, im § 491 St. G. 
vorgeſehenen Beleidigung wider die Sicherheit der Ehre und verur⸗ 
theilte den Angeklagten zu einer Geldſtrafe im Betrage von 10 fl. 
zu Gunſten des Armenfondes zu L., eventuell zu einer zweitägigen 
Arreſtſtrafe, ſowie in die geſetzlichen Nebengebühren, denn durch die 
ungeachtet feines Läugnens im Sinne des § 269 St. P. O. er⸗ 
wieſene Bezeichnung „Rotzbuben“ wurde auf verächtliche Eigenſchaften 
und Geſinnungen jener Geſellfchaft hingewieſen, wie dieſes aus dem 
Zuſammenhange, in welchem obige Bezeichnung gebraucht wurde, 
hervorgeht. f 

Dieſes Erkenntniß wurde aber vom k. k. maähriſch⸗ſchleſiſchen 
Oberlaadesgerichte über Berufung des Beſchuldigten mit Urtheil vom 
28. October 1873, 3. 10.367, dahin abgeändert, daß er der ihm 
zur Laſt gelegten Uebertretung nicht ſchuldig erklärt und vom Er⸗ 
Nabe der Gerichtskoſten losgezählt werde, weil, wenn auch durch die 
Zeugenausſagen der Beweis in dem Sinne erbracht worden iſt, daß 
der Beſchuldigte in einem Gaſthauſe zu B. eine, an dieſem Orte 


Art. III, Alin. 3 kaiſerliches Patent vom 17. März 1849 beſtimmt: „Der 
übertragene Wirkungskreis umfaßt die Beſorgung beſtimmter öffentlicher Geſchäfte, 
welche der Gemeinde vom Staate im Delegationswege zugewieſen werden.“ Und 
$ 138 desſelben Geſetzes jagt: „ueberhaupt bat der Bürgermeiſter alle Amtshand⸗ 
lungen, welche ihm durch dieſes Geſetz übertragen find, oder durch ſpätere Verord⸗ 
nungen zugewieſen werden, ſowie alle von der Bezirksbehörde zukom⸗ 
menden Befehle und Anordnungen des öffentlichen Dienſtes genau 
Auen ihm durch das Geſetz oder die vorgeſetzte Behörde bezeichneten Weiſe zu voll» 
ziehen“. 
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unter dem Namen „Club“ beſtehende Geſellſchaft mit dem Schimpf⸗ 
worte „Rotzbuben“ belegte, welche Thathandlung des Beſchuldigten, 
wenn auch nicht den Thatbeſtand der Uebertretung gegen die Sicher⸗ 
heit der Ehre im Sinne des § 491 St. G,, fo doch jenen im 
Sinne des § 496 St. G. begründen würde, doch eine Strafamts⸗ 
handlung gegen den Beſchuldigten wegen der bezüglichen Uebertretung 
nicht ſtatthaben kann, weil die Beſchimpfung nicht gegen einzelne ge⸗ 
nannte Perſonen, und namentlich nicht gegen die als Privatankläger 
aufgetretenen zwei Perſonen erfolgte, ſondern die diesfällige Geſell⸗ 
ſchaft im Ganzen mit einem Schimpfworte belegt wurde, von Seite 
der beleidigten Geſellſchaft als ſolcher jedoch darüber keine Klage 
geführt wurde; indem die aufgetretenen Privatkläger nicht im Namen 
und in Vertretung der Geſellſchaft „Club“, ſondern bloß als deren 
Mitglieder klagbar geworden find, rückſichtlich derſelben jedoch der 
Thatbeſtand der dem Beſchuldigten zur Laſt gelegten Uebertretung 
gegen die Sicherheit der Ehre nicht vorliegt. 

Mit Entſcheidung vom 14. Jänner 1874, 3. 188, beſtätigte 
der k. k. oberſte Gerichtshof mit Stattgebung der Berufung in ſeinem 
vollen Umfange das Erkenntniß des k. k. Bezirksgerichtes in Liebau, 
jedoch mit der Abänderung, daß die Handlung nicht nach § 491, 
ſondern nach § 496 St. G. qualificirt wurde; denn beide Inſtanzen 
hatten übereinſtimmend angenommen, und iſt ſolches auch actenmäßig 
conſtatirt, daß der Angeklagte in einem öffentlichen Gaſthauſe zu L. 
und in Gegenwart mehrerer Leute die Mitglieder der unter dem 
Namen „Club“ beſtehenden Geſellſchaft mit dem Schimpfworte „Rotz⸗ 
buben“, mit welchen der Bezirkshauptmann nicht viel hermachen werde, 
belegt habe. Dieſes iſt auch rechtlich erwieſen. (88 426 und 269 
St. P. O. (Wenn nun gleich die Geſellſchaft als ſolche wegen dieſer 
Ehrenbeleidigung nicht klagbar aufgetreten iſt, ſo kann es doch keinem 
Zweifel unterliegen, daß den beiden Privatanklägern, als collectiv mit⸗ 
beſchimpften Mitgliedern dieſer Geſellſchaft, das ſelbſtſtändige Klage⸗ 
recht zuſteht, wegen dieſer, auch ihre Perſon betreffenden öffentlichen 
Beſchimpfung zur Wahrung ihrer Ehre als Kläger aufzutreten, weil 
es ſich um ein höchſt perſönliches Recht derſelben handelt, und die 
Integrität ihrer Ehre von ihnen ſelbſtſtändig und ohne Rückſicht auf 
die Action der ganzen Geſellſchaft oder der Mehrheit ihrer Mitglieder 
geſchützt werden kann, zumal der Wille dieſer Mehrheit wohl bezüglich 
der ordentlichen Verwaltung des Geſellſchaftsvermögens nach § 833 
a. b. G. B. entſcheidend iſt, derlei civilrechtliche Beſtimmungen aber 
auf dem Gebiete des Strafrechtes nicht maßgebend ſein können. Das 
vom k. k. Oberlandesgerichte geltend gemachte Motiv des Abganges 
einer competenten Anzeige erſcheint ſomit nicht geſetzlich begründet, 
und es mußte daher über Berufung der ſpeciell auftretenden Privat⸗ 
kläger der Beſchuldigte der Uebertretung gegen die Sicherheit der 
Ehre, aber nicht auf Grund des hieher nicht anwendbaren § 491, 
ſondern des § 496 St. G. ſchuldig erkannt werden. Die übrigen 
Beſtimmungen des Urtheiles beruhen auf dem Geſetze. 

Jur. Bl. 


Zur Frage, ob der Beſitz des behaupteten Rechtes, Oboſtbaumpflan⸗ 
zungen an einer öffentlichen Gemeindeſtraße zu unterhalten, im 
politiſchen Wege geſchützt werden Feu 


In der an die Bezirkshauptmannſchaft in M. ddo. 5. Oetober 
1873 gerichteten Eingabe hat Emanuel v. P. als Bevollmächtigter 
der Julie von P., Beſitzerin des Gutes U., Nachſtehendes angeführt: 
Die Straße von U. nach J. ſei ſchon vor Decennien von einem 
früheren Beſitzer des Gutes U. mit Obſtbäumen bepflanzt worden, 
und es habe der Gutsbeſitzer die Allee erhalten, dafür auch den Obſt⸗ 
ertrag und zwar ſtets ungeſtört verwerthet. Schon im Vorjahre ſei 
der Gutsverwaltung das Nachſetzen der fehlenden Obſtbäume von 
Seite des Gemeindevorſtehers verboten, dagegen jedoch eine weitere 
Beſchwerde nicht eingebracht worden. Als im Jahre 1873 auf An⸗ 
ordnung des Beſchwerdeführers zum Nachſetzen fehlender Obſtbäume 
abermals Vorbereitungen getroffen worden ſeien, habe der Gemeinde⸗ 
vorſteher dies abermals mit dem Bemerken verboten, daß die Ge⸗ 
meinde ſelbſtſtändig die fehlenden Obſtbaume ausſetzen werde. Um das 
„erſeſſene gute Recht“ der Gutsbefigerin zu wahren, ergehe an die 
Bezirkshauptmannſchaft das Erſuchen, dieſe wolle dem Gemeindevor⸗ 
ſtande die Weiſung ertheilen, das Recht der Gutseigenthümerin zur 


Benügung und Nachpflanzung der beſagten Allee zu reſpectiren und 
ſie in der Ausübung dieſes Rechtes nicht zu behindern. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat erkannt: Die Domäne U. habe 
vor vielen Jahren die längs des von U. nach J. führenden Verbin⸗ 
dungsweges beſtehenden Alleebäume auf eigene Koſten ausgeſetzt, ſpäter 
auch durch Nachſetzen ergänzt, von den ſtehenden Alleebäumen den 
Nutzen bezogen und beziehe ihn unbeſtrittenermaßen noch jetzt. Die 
Domäneninhabung müſſe in ihrem bisherigen ruhigen Beſitze und 
Genuſſe politiſcherſeits geſchützt werden und die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft verordne daher, daß auch nur der Domäne U. das Recht 
zuſtehe, die fehlenden Alleebäume an dem Verbindungswege von U. 
nach J. auf ihre eigenen Koſten nachſetzen zu laſſen und daß ſie im 
diesfälligem Beſitze und Genuſſe nicht geſtört werden dürfe. Zugleich 
wurde die Gemeinde U. für jeden Schaden, den die Domänenin- 
habung durch muthwillige Beichädigung der bereits beſtehenden, ſowie 
der nachzuſetzenden Alleebäume erleiden würde, für verantwortlich und 
erſatzpflichtig erklärt. 

Die Statthalterei hat die Eutſcheidung der erſten Inſtanz be 
hoben und den Streitgegenſtand vor die diesfalls competenten Ge— 
richtsbehörden verwieſen, „weil es ſich im vorliegenden Falle um eine 
rein privatrechtliche Angelegenheit, nämlich um das von der Domäne 
behauptete, von der Gemeinde jedoch widerſprochene Recht zur Aus— 
pflanzung von Bäumen entlang des in Rede ſtehenden Weges han— 
delt und über einen Gegenſtand privatrechtlicher Natur die Entſchei— 
dung lediglich den Gerichtsbehörden zuſteht“. 

Gegen dieſe Statthaltereientſcheidung recurrirten ſowohl die 
Gutsbeſitzerin Julie v. P. als auch die Gemeinde U. Erſtere machte 
geltend, daß die Auspflanzung von Alleen längs öffentlicher „Straßen 
und Wege“ von jeher als adminiſtrative Frage erkannt und behandelt 
worden ſei, daß das Intereſſe an der Schaffung ſolcher Alleen ſeinem 
hervorragenden Theile nach öffentlich rechtlicher Natur ſei und hier 
zweifellos die Competenz der Verwaltungsbehörden einzutreten habe. 
Von der Gemeinde U. fer die Pflege und Erhaltung der Allee nicht 
zu erwarten, daher die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft nicht 
nur bezüglich der Competenz, fondern auch in meritoriſcher Beziehung 
geſetzlich begründet erſcheine. Die Gemeinde U. machte ihrerſeits geltend, daß 
der in Rede ſtehende Weg ein öffentlicher Gemeindeweg ſei; mit 
Rückſicht auf § 28 ad 3 der Gemeindeordnung ſtehe der Gemeinde 
das Recht zu, über Verfügungen dritter Perſonen, inſoweit ſie Ge⸗ 
meindewege berühren, zu entſcheiden und unzweifelhaft gehören hierüber 
entſtandene Streitigkeiten vor die politiſchen Behörden. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 21. Februar 1874, 
3.1474, die Statthalterei⸗Entſcheidung, womit die Entſcheidung der Be⸗ 
zirkshauptmaunſchaft wegen Incompetenz behoben worden iſt, aus dem 
Grunde beſtätigt, „weil über die Frage, ob und in welcher Weiſe auf einem 
öffentlichen Gemeindewege Alleebäume anzupflanzen ſind, nach Maßgabe 
der Beſtimmungen des $ 28 ad 3 der böhm. Gemeindeordnung, dann der 
böhm. Landesgeſetze vom 12. Aug. 1864, Nr. 64 L. G. Bl. und 
vom 31. Mai 1866, Nr. 41 L. G. Bl. zunächſt die autonomen 
Organe im geſetzlich vorgeſchriebenen Inſtanzenzuge zu entſcheiden 
haben und weil zu einer Ingerenz der politiſchen Behörden in 
Handhabung des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes kein Anlaß vorliegt“. 
Zugleich hat das Miniſterium bemerkt, daß es ſelbſtverſtändlich der 
Beſitzerin der Domäne U. unbenommen bleibe, im Falle ſie ein Recht 
zur Auspflanzung von Alleebäumen auf dem von U. nach J. führen⸗ 
den Gemeindewege aus einem privatrechtlichen Titel in Anſpruch nimmt, 
dieſen ihren Anſpruch im Civilrechtswege geltend zu machen. R. 


Heimatſcheine müſſen vom Gemeindevorſteher und einem Gemeinde⸗ 
rathe unterfertigt werden. 


Für Bartlmä M. wurde ein Heimatſchein von der Gemeinde 
St. C. in Krain ausgeſtellt, welcher nur die Unterſchrift des Ge- 
meindevorſtehers trug. Die Bezirkshauptmannſchaft G. in Krain über⸗ 
ſendete dieſen Heimatſchein der Bezirkshauptmannſchaft O. in Steier⸗ 
mark zur Zuſtellungsveranlaſſung an den im dortigen Amtsbereiche 
befindlichen M. Die Bezirkshauptmannſchaft O. nahm Anftand, den 
nach ihrer Auffaſſung formal mangelhaften Heimatſchein der Partei 
auszufolgen und es entſpann ſich ein Notenwechſel zwiſchen den beiden 
Bezirkshauptmannſchaften, welcher Mangels einer erzielten Ueberein 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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ſtimmung den betreffenden Landesbehörden vorgelegt wurde. Da jede 
Landesbehörde die Anficht der ihr untergeordneten Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft theilte, legte die ſteiermärkiſche Statthalterei den Act dem Mi— 
niſterium vor. 

Im Schriftenwechſel wurden über die Angelegenheit folgende 
Anſichten vertreten: 

Die Bezirkshauptmannſchaft G. ſprach die Meinung aus, daß 
es der Bezirkshauptmannſchaft in O. gar nicht zugeſtanden ſei, die 
formelle Richtigkeit der Ausfertigung des Heimatſcheines zu prüfen, 
indem ſie lediglich die Zuſtellung desſelben zu veranlaſſen hatte. 
Uebrigens ſei die Mitfertigung eines Gemeinderathes geſetzlich nicht 
vorgeſchrieben. Die Landesregierung in Krain wies zur Begründung 
ihrer Nichtintervention darauf hin, daß das Document von einem 
autonomen Organe im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe ausgeſtellt fer. 
Die Statthalterei in Graz folgerte: Da ein Heimatſchein eine Ur— 
kunde ſei, durch welche Verbindlichkeiten der Gemeinde gegenüber dem 
Inhaber desſelben begründet werden, fo müſſe nach $ 49 der G. O. 
für Steiermark vom 2. Mai 1864 beziehungsweiſe nach § 58 der 
Gemeindeordnung für Krain rom 17. Februar 1866 eine ſolche Ur— 
kunde, in welcher es ſich nur um Anerkennung eines ſchon beſtehenden 
Heimatrechtes handelt, vom Gemeindevorſteher und einem Gemeinde— 
rathe zu unterfertigen ſein. Es gehe dies auch aus dem Heimatſchein— 
formulare des Reichsgeſetzes vom 3. December 1863 hervor, welches 
deutlich zeige, daß ein Heimatſchein nicht lediglich Eine Unterſchrift 
zu tragen habe. Daß aber zur Erfüllung dieſer Förmlichkeiten die 
politiſche Behörde eine Gemeinde verhalten könne und ſolle, ergebe 
ſich aus dem § 42 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863, 
dann aus dem § 91 der G. O. für Krain. Die Einwendung der 
Landesbehörde in Krain, daß die Ausfertigung von einem autonomen 
Organe im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe erfolgt ſei, erſcheine deshalb 
nicht ſtichhältig, weil zwar die Aufnahme in den Gemeindeverband, 
nicht aber auch die auf dem Heimatsgeſetze beruhenden Beſcheinigungen 
in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde gehören. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 25. April 1874, 
3. 5432 auszuſprechen befunden, „daß nach § 5s der kraineriſchen 
Gemeindeordnung vom 17. Februar 1866 und nach dem Heimatſchein⸗ 
formulare zu dem Heimatgeſetze vom 3. December 1863 die Unter 
ſchriften des Gemeindevorſtehers und eines Gemeinderathes erforderlich 
ſeien, daher letztere nachzutragen ſein wird“. 2 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. k. geheimen Rathe, Maximilian Freiherrn von 
Gagern das Großkreus, dann dem Concipiſten im Miniſterium des Aeußern Joſef 
Malfatti v. Monte⸗Tretto das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verlieben 

Seine Majeſtät haben dem Director bei der Kaiſerin Eliſabethbahn Kart 
Hornboſtel den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tayfrei verliehen. 


Erledigungen. 


Kanz eiofficialsſtelle der zehnten Rangsclaſſe eventuell eine Kanzliſtenſtelle 
in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte September. (Amtsbl. Nr. 186.) 

Bezirkehauptmannſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe in der Bukowina, bis 
12. September. (Amtsbl. Nr. 197.) er 

Baurathsſtelle in Tirol und Vorarlberg mit der jiebenten, Ingenieurscſtelle 
mit der neunten und Bauadjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, ferner eine Ban⸗ 
prakticantenſtelle mit 500 fl. Adjutum, bis Mitte September, (Amtsbl. Nr. 197.) 
0 ge in der zehnten Rangsclaſſe, bis 24. September. (Amtsbl. 

201972) 
Bezirksſecretärsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe. bis Ende September. (Amts⸗ 

blatt Nr. 197 

Rechnungsprakticantenſtelle bei der ſteiermärk. Statthalterei mit 200 fl. Ad⸗ 
jutum, bis Mitte September. (Amtsblatt Nr. 197.) 

Telegraphen⸗Elevenſtelle im Brünner Telegraphen⸗Directionsbezirke mit 
300 fl. Adjutum, bis Ende September. (Amtsblatt Nr. 198.) 

Zahlmeiſtersſtelle bei der k. k. Taxamtscaſſe in Wien in der achten Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende September. (Amtsblatt Nr. 198.) 

Oberingenieursſtelle beim Stadtbauamte in Wien mit 2200 fl. Jahresge⸗ 
halt und 440 fl. Quartiergeld, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 199) 

Thierarztesſtelle zu Neumarkt in Oberſteiermark mit 500 fl. Jahresgehalt bis 
20. September (Amtsblatt Nr. 200). 

Bezirkshauptmannsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe in der Bukowina bis 
Mitte September (Amtsblatt Nr. 200). 

Oekonomiſtye Schätzungs⸗Reſerentenſtelle im Rayon der nied. öſterr. k. k. 
Grundſteuerlandescommiſſion mit 4 fl. Taggeld bis 15. Septemb. (Amtsbl. Nr 200). 

Caleulantenſtelle für den Rechnungsdienſt bei der k. k. Finanzbezirksdirection 
in Bruck a. d. Mur mit 1 fl. Taggeld. (Umteblatt Nr. 204). 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


